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B9-0157/2024

Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Notwendigkeit unverbrüchlicher 
EU-Unterstützung für die Ukraine zwei Jahre nach dem Beginn von Russlands 
Angriffskrieg gegen die Ukraine
(2024/2526(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Ukraine und zu Russland,

– unter Hinweis auf das Strategische Konzept der NATO 2022,

– unter Hinweis auf das im Jahr 2014 unterzeichnete Assoziierungsabkommen zwischen 
der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine 
andererseits1 und die dazugehörige vertiefte und umfassende Freihandelszone zwischen 
der Europäischen Union und der Ukraine,

– unter Hinweis auf den Antrag der Ukraine vom 28. Februar 2022 auf Beitritt zur 
Europäischen Union und darauf, dass der Europäische Rat dem Land in der Folge am 
23. Juni 2022 auf der Grundlage einer positiven Bewertung durch die Kommission und 
im Einklang mit dem Standpunkt des Parlaments den Status eines Bewerberlandes 
zuerkannt hat,

– unter Hinweis auf die Konvention der Vereinten Nationen über die Verhütung und 
Bestrafung des Völkermordes (Völkermordkonvention),

– unter Hinweis auf das Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs,

– unter Hinweis auf die Charta der Vereinten Nationen,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 20. Juni 2023 für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung der Fazilität 
für die Ukraine (COM(2023)0338),

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Russland mit Unterstützung des belarussischen Diktators 
Aljaksandr Lukaschenka seit dem 24. Februar 2022 einen rechtswidrigen, 
unprovozierten und ungerechtfertigten Angriffskrieg gegen die Ukraine führt, der einen 
klaren Verstoß gegen die Charta der Vereinten Nationen und die Grundprinzipien des 
Völkerrechts darstellt und enormes Leid und Zerstörung verursacht; in der Erwägung, 
dass die Aggression bereits im Jahr 2014 mit der Besetzung der Krim und von Teilen 
der Gebiete Donezk und Luhansk begann;

B. in der Erwägung, dass die in den besetzten Gebieten begangenen Gräueltaten und die 
wahllosen Angriffe russischer Streitkräfte auf Wohngebiete und zivile Infrastruktur zu 
Tausenden zivilen Opfern, zu denen auch Kinder gehören, und weitreichenden 

1 ABl. L 161 vom 29.5.2014, S. 3.
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Menschenrechtsverletzungen geführt haben, was eine eklatante Missachtung des 
humanitären Völkerrechts darstellt; in der Erwägung, dass dieses unmenschliche 
Verhalten russischer Streitkräfte und ihrer Stellvertreter ein Kriegsverbrechen und ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellt und einem Völkermord gleichkommt;

C. in der Erwägung, dass die Führung der Russischen Föderation offen bestreitet, dass die 
Ukraine als Nation existiert, und fordert, dass ihre Kultur und Identität ausgelöscht 
werden; in der Erwägung, dass Russland infolgedessen versucht hat, die Ukraine 
ethnisch zu säubern, und zwar durch massive Gräueltaten, die systematische und 
vorsätzliche Tötung von Zivilisten, Massendeportationen, die Verbringung vertriebener 
ukrainischer Kinder nach Russland und die Beschlagnahme und Plünderung des 
kulturellen Erbes der Ukraine, wobei angestrebt wird, alle Kunstgegenstände, die ein 
Beleg für die eigentliche nationale Identität der Ukraine sind, zu zerstören und die 
ukrainische Kultur und Staatlichkeit auszulöschen, was einem Völkermord 
gleichkommt;

D. in der Erwägung, dass die anhaltende Aggression dazu geführt hat, dass Millionen 
Ukrainer inner- und außerhalb des Landes zu Flüchtlingen geworden sind, was zur 
Verschärfung der humanitären Krise geführt hat und eine umfassende Unterstützung der 
betroffenen Bevölkerungsgruppen erforderlich macht;

E. in der Erwägung, dass die Europäische Union, ihre Mitgliedstaaten und ihre Partner 
Solidarität mit der Ukraine unter Beweis gestellt haben, indem sie militärische, 
humanitäre und wirtschaftliche Unterstützung leisteten; in der Erwägung, dass sie 
jedoch anerkennen, dass verstärkte Anstrengungen erforderlich sind, um auf die sich 
wandelnde Lage zu reagieren;

F. in der Erwägung, dass der Kontaktgruppe für die Verteidigung der Ukraine, die aus 
mehr als 50 gleichgesinnten Ländern besteht, bei der Koordinierung der internationalen 
militärischen Unterstützung eine zentrale Rolle zukam, wodurch die Bedeutung 
kollektiver Maßnahmen zur Verteidigung von Demokratie und Souveränität 
verdeutlicht wird; in der Erwägung, dass Russland hingegen von einer Achse der 
autokratischsten und grausamsten totalitären Regime wie Nordkorea, Iran und Syrien 
unterstützt wird; in der Erwägung, dass NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg erklärt 
hat, dass sich die NATO-Mitglieder auf eine mögliche Konfrontation mit Russland 
vorbereiten müssen, die Jahrzehnte andauern könnte;

G. in der Erwägung, dass der Angriffskrieg Russlands unmittelbar zur Folge hatte, dass 
Finnland und Schweden einen Antrag auf Mitgliedschaft in der NATO gestellt haben, 
dass die Ukraine, Moldau und Georgien einen Antrag auf EU-Mitgliedschaft gestellt 
haben, dass mehr als 50 Staaten der Ukraine Unterstützung zur Verteidigung der 
Sicherheit des Landes in beträchtlichem Umfang zukommen lassen und dass die 
Ukraine bei den Vereinten Nationen breite politische Unterstützung genießt, was dazu 
geführt hat, dass Russland nicht in der Lage war, sein Ziel zu erreichen, frühere 
Einflusssphären mit Gewalt wiederherzustellen, den Westen zu erpressen und die 
regelbasierte internationale Ordnung zu zerstören;
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H. in der Erwägung, dass die NATO und führende Verbündete, insbesondere die 
Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich, eine entscheidende Rolle bei der 
Koordinierung und Leitung der Bemühungen zur militärischen Unterstützung der 
Ukraine gespielt haben, und zwar nicht nur mit Waffen, Munition und Ausrüstung, 
sondern auch mit Nachrichtendiensten und Daten; in der Erwägung, dass der 
andauernde Angriffskrieg ferner bestätigt, dass die Vereinigten Staaten nach wie vor 
das wichtigste Land für die Sicherheit Europas sind, da durch den Krieg weiterhin 
tiefgreifende und nicht hinnehmbare Mängel bei der Fähigkeit Europas zur 
Selbstverteidigung aufgezeigt werden; in der Erwägung, dass diese Ereignisse die Rolle 
Polens als geachtetes Mitglied der EU und der NATO und als zentrale Drehscheibe für 
die Unterstützung der Ukraine deutlich gemacht haben;

I. in der Erwägung, dass die EU bislang 13 Sanktionspakete gegen Russland angenommen 
hat; in der Erwägung, dass strengere und wirksamere Sanktionen unerlässlich sind, um 
dem aggressiven Verhalten Russlands Einhalt zu gebieten und eine friedliche Lösung 
des Konflikts zu unterstützen;

J. in der Erwägung, dass die Einrichtung eines Sondergerichtshofs zur strafrechtlichen 
Verfolgung derjenigen, die für den Angriffskrieg gegen die Ukraine verantwortlich 
sind, von wesentlicher Bedeutung ist, um das Völkerrecht zu wahren und Gerechtigkeit 
für die Opfer zu erreichen;

K. in der Erwägung, dass es mit der früheren Politik gegenüber der Russischen Föderation 
nicht gelungen war, den imperialistischen Bestrebungen des Landes Einhalt zu gebieten, 
sondern dies nur zu immer verheerenderen Angriffskriegen geführt hat, so dass alles 
andere als ein Sieg der Ukraine für den Frieden in der Welt, die Menschenrechte und 
die Demokratie untragbar wäre;

L. in der Erwägung, dass die EU und andere Partner Schätzungen zufolge Reserven der 
russischen Zentralbank in Höhe von 300 Mrd. EUR und Vermögenswerte russischer 
Oligarchen in Höhe von 21,5 Mrd. EUR eingefroren haben, während die Vereinigten 
Staaten und andere westliche Verbündete Vermögenswerte in Höhe von mehr als 
58 Mrd. USD blockiert oder beschlagnahmt haben, die sich im Besitz oder unter der 
Kontrolle von Russen befinden, die auf der Sanktionsliste stehen;

M. in der Erwägung, dass die Entscheidung der Islamischen Republik Iran, Russland mit 
Tausenden von Drohnen des Typs „Schahed“ zu beliefern, ihre Stellung als Pariastaat 
weiter zementiert hat; in der Erwägung, dass Russland weiterhin Unterstützung von 
Ländern wie Nordkorea und China erhält; in der Erwägung, dass Nordkorea seit August 
2023 mutmaßlich mehr als 2,5 Millionen Schuss Munition und andere Waffen geliefert 
hat, was ein weiterer Beleg für die unerschütterliche Feindseligkeit des Landes 
gegenüber internationalen Gesetzen und Normen ist;

N. in der Erwägung, dass Russland infolge seines Angriffskriegs gegen die Ukraine und 
seiner Blockade ukrainischer Seehäfen für die weltweite Krise im Bereich der 
Ernährungssicherheit verantwortlich ist; in der Erwägung, dass Russland seit 
Kriegsbeginn Nahrungsmittel und Hunger als Waffe einsetzt; in der Erwägung, dass die 
Kommission die Reaktion der EU auf die von Russland ausgelöste Krise auf dem 
europäischen Agrarmarkt nicht angemessen angegangen ist, was einer der Gründe für 
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die Proteste der europäischen Landwirte ist; in der Erwägung, dass die Ausfuhr von 
Getreide aus Russland in die EU und dessen Verbringung über europäische Häfen 
zugenommen haben, was die Ursache der derzeitigen Instabilität ist;

O. in der Erwägung, dass der Krieg auch Auswirkungen auf die EU und andere Länder 
hatte und zu einem drastischen Anstieg der Energiepreise und der Inflation geführt hat, 
wobei die europäischen Nachbarländer die größte Last in Bezug auf humanitäre Hilfe 
und die Kosten für die Aufnahme von Flüchtlingen tragen; 

P. in der Erwägung, dass zahlreiche internationale Akteure Russland als dem Terrorismus 
Vorschub leistenden Staat und als terroristische Mittel einsetzenden Staat eingestuft 
haben, worauf nun konkrete Maßnahmen folgen sollten; in der Erwägung, dass solange 
Russland ein imperialistischer Staat bleibt, von der Aggression des Landes weiterhin 
eine ständige Bedrohung auf dem europäischen Kontinent ausgehen wird und kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass sich Wladimir Putins Nachfolger friedlicher 
gebärden würde;

Q. in der Erwägung, dass die Ukraine am 28. Februar 2022 einen Antrag auf EU-
Mitgliedschaft gestellt hat und der Europäische Rat der Ukraine am 23. Juni 2022 den 
Status eines Bewerberlandes zuerkannt hat;

1. bekräftigt seine unverbrüchliche Unterstützung der Unabhängigkeit, Souveränität und 
territorialen Unversehrtheit der Ukraine innerhalb ihrer international anerkannten 
Grenzen; verurteilt erneut aufs Schärfste den rechtswidrigen, unprovozierten und 
ungerechtfertigten Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine; fordert Russland und 
seine Helfershelfer auf, alle militärischen Handlungen und insbesondere seine Angriffe 
auf Wohngebiete und zivile Infrastruktur einzustellen und alle Streitkräfte, Hilfstruppen 
und sämtliche militärische Ausrüstung aus dem gesamten international anerkannten 
Hoheitsgebiet der Ukraine abzuziehen;

2. bekräftigt seine unverbrüchliche Solidarität mit der Bevölkerung der Ukraine, die unter 
den unverminderten Drohungen und Angriffen, die seit dem 24. Februar 2022 und in 
den letzten neun Jahren der Aggression Russlands verübt wurden, auf allen Ebenen – 
von der politischen Führung über die Streitkräfte bis hin zu den einzelnen Bürgern - 
unaufhörlich bemerkenswerten Mut, Einheit und Widerstandsfähigkeit zeigt; weist 
darauf hin, dass die ukrainische Bevölkerung nicht nur für ihre eigene Freiheit kämpft, 
sondern auch dafür, andere europäische Länder vor dem Imperialismus Russlands zu 
bewahren; verurteilt die rechtswidrige Besetzung der Krim und des Donbas sowie von 
Luhansk und eines Teils der Region Cherson aufs Schärfste; hebt hervor, dass das 
Vorgehen Russlands, das illegale Einberufungen, Deportationen, Entführungen, 
Verschleppungen, auch von Journalisten, Menschenrechtsverteidigern und 
Rechtsanwälten, eine Russifizierung und Versuche, die demografische 
Zusammensetzung der Bevölkerung gewaltsam zu verändern, umfasst, einen 
Völkermord darstellt, wie es in der Völkermordkonvention ausdrücklich beschrieben 
wird;

3. betont, dass zehn Jahre nach Beginn der Aggression Russlands und zwei Jahre nach 
seiner groß angelegten Invasion die Ziele der westlichen Verbündeten der Ukraine 
unverändert bleiben und unter anderem darin bestehen, den militärischen 
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Zusammenbruch der russischen Streitkräfte und ihrer Stellvertreter in der Ukraine zu 
erreichen, was Kyjiw in die Lage versetzen wird, seine territoriale Unversehrtheit 
vollständig wiederherzustellen, sowie darin, sicherzustellen, dass Russland der Ukraine 
eine Entschädigung für das von ihm verursachte enorme Leid zahlt, dafür zu sorgen, 
dass der Imperialismus Russlands ausgemerzt wird, sodass er niemals zurückkehren 
kann, und diejenigen, die für den Angriffskrieg gegen die Ukraine und die begangenen 
Verbrechen verantwortlich sind, darunter Wladimir Putin und Aljaksandr Lukaschenka 
sowie Kriegsverbrecher auf niedrigeren Ebenen der russischen Regierung, die 
russischen Streitkräfte und ihre Stellvertreter zur Rechenschaft zu ziehen;

4. fordert den kollektiven Westen nachdrücklich auf, alle selbst auferlegten 
Beschränkungen zu verwerfen und die finanzielle und militärische Unterstützung für die 
Ukraine zu erhöhen und zu beschleunigen; fordert, dass umgehend moderne 
Ausrüstung, Waffen, Luftabwehr- und Boden-Boden-Systeme der nächsten Generation, 
einschließlich des Taurus-Systems, sowie dringend benötigte Munition bereitgestellt 
werden; fordert verstärkte und systematische Investitionen, um die Produktion von 
Waffen und Munition in Europa und unter den Partnern im Bereich der 
Energieversorgungssicherheit zu erhöhen; hebt die übereinstimmenden Interessen der 
europäischen und ukrainischen Verteidigungsindustrie in Bezug auf eine enge 
Zusammenarbeit, einschließlich Koproduktion, hervor, insbesondere zur Unterstützung 
der Verteidigungsfähigkeit der Ukraine gegen den genozidalen Krieg Russlands;

5. lobt die Kontaktgruppe für die Verteidigung der Ukraine für ihren entscheidenden 
Beitrag zur Koordinierung der internationalen Unterstützung und fordert die EU-
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihre Beiträge zur Stärkung der 
Verteidigungsfähigkeit der Ukraine zu erhöhen;

6. bedauert, dass die EU ihre zugesagten eine Million Artilleriegeschosse für die Ukraine 
noch nicht geliefert hat; weist erneut darauf hin, dass die Ukraine monatlich rund 
240 000 Geschosse benötigt und dass selbst die zugesagte Menge von einer Million den 
jährlichen Bedarf der ukrainischen Armee nur zu einem Viertel decken würde; fordert 
die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, ihre Ziele für 2024 und 2025 noch höher zu 
stecken; weist darauf hin, dass Russland allein trotz wirtschaftlicher Sanktionen im Jahr 
2024 eine Million Geschosse und im Jahr 2025 bis zu drei Millionen Geschosse 
produzieren wird;

7. betont, dass der Mangel an entschlossenerer und wesentlicher militärischer 
Unterstützung durch den Westen Russland nur dazu veranlassen wird, seine Aggression 
fortzusetzen; stellt fest, dass die Aggression Russlands die Rolle der NATO als 
wichtigster Garant für die europäische Sicherheit deutlich gemacht hat; betont, dass 
infolge des Beitritts Schwedens und Finnlands nur noch vier EU-Mitgliedstaaten keine 
NATO-Verbündeten sind, nämlich Österreich, Zypern, Irland und Malta; fordert die 
EU-Mitgliedstaaten auf, ihre Ausgaben zu erhöhen, um mindestens den Schwellenwert 
von 2 % zu erreichen, und für mehr Komplementarität und weniger Doppelarbeit 
zwischen der EU und der NATO zu sorgen;

8. betont, dass Russland trotz der 13 von der EU bislang angenommenen Sanktionspakete 
die Sanktionen noch immer umgehen kann, indem es auf Drittländer zurückgreift; 
fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die Umsetzung der Sanktionen besser zu 
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überwachen und einen wirksamen Mechanismus zu entwickeln, um die Fähigkeit 
Russlands zur Umgehung der Sanktionen einzuschränken; ist zutiefst besorgt darüber, 
dass Mitgliedstaaten mit Russland weiter Handel mit kriegswichtigen Gütern treiben, 
die mit Sanktionen belegt sind;

9. weist darauf hin, dass die Kosten der anhaltenden Aggression, der Zerstörung und des 
Leids der ukrainischen Bevölkerung direkt oder indirekt von allen Bürgern der 
Russischen Föderation getragen werden; betont, dass das kurzfristige Ziel für den 
kollektiven Westen darin bestehen sollte, einen Sieg der Ukraine zu ermöglichen, 
während bei der langfristigen Strategie gegenüber Russland der Schwerpunkt auf 
Abschreckung gelegt und sichergestellt werden sollte, dass alle Veränderungen in 
Russland mit Antiimperialismus, Entkolonialisierung und einem klaren Bruch mit 
seiner imperialen Vergangenheit verbunden sind; ist sich der Tatsache bewusst, dass die 
Ukraine, die Zehntausende Menschenleben geopfert hat, dies teilweise getan hat, um die 
europäische Unabhängigkeit und Demokratie zu schützen;

10. weist Unternehmen, Einzelpersonen, Finanzinstitute und andere Akteure, die in der 
Russischen Föderation oder in den von ihr besetzten Gebieten in der Ukraine tätig sind 
oder dort über Wertschöpfungsketten verfügen, einschließlich Investoren, Beratern, 
nichtstaatlichen Organisationen und Dienstleistern im Bereich der Erfüllung der 
Sorgfaltspflicht, darauf hin, dass sie mit erheblichen operativen, rechtlichen, 
wirtschaftlichen und den Ruf betreffenden Risiken im Zusammenhang mit ihren 
Geschäftstätigkeiten und Beziehungen in Russland konfrontiert sein werden; fordert 
Unternehmen aus der Union, den Bewerberländern und potenziellen Bewerberländern 
nachdrücklich auf, ihre Geschäftstätigkeiten in Russland einzustellen und bei der 
Ausfuhr von Waren, deren Ausfuhr nach Russland verboten ist, besondere Sorgfalt 
walten zu lassen; betont, dass Unternehmen aus der Union und ihre 
Tochtergesellschaften, die gegen restriktive Maßnahmen der Union verstoßen, nicht für 
Finanzierungen infrage kommen sollten, auch nicht für Ausschreibungen und andere 
Formen der Finanzierung im Rahmen der Ukraine-Fazilität und sonstiger 
Wiederaufbauprogramme für das Land;

11. fordert, dass auch Sanktionen gegen Länder verhängt werden, die bewusst die russische 
Kriegsmaschinerie antreiben, Ausrüstung und Munition an den Aggressor liefern oder 
diesem helfen, die Sanktionen zu umgehen;

12. begrüßt die erfolgreichen Maßnahmen der Ukraine, mit denen die Schwarzmeerroute 
für Getreide aus der Ukraine wieder geöffnet wurde, damit dieses in seine traditionellen 
Märkte gelangen kann; fordert die internationale Gemeinschaft auf, diese 
Errungenschaften und die Freiheit der Schifffahrt im Schwarzen Meer zu 
Handelszwecken dauerhaft zu sichern; fordert, dass ein landwirtschaftliches Äquivalent 
zur Kontaktgruppe für die Verteidigung der Ukraine („Agrar-Ramstein“) eingerichtet 
wird, um die durch die russische Invasion verursachte Nahrungsmittelkrise und die 
Marktinstabilität zu bewältigen, die von den europäischen Behörden nicht angemessen 
angegangen wurden; fordert die EU, ihre Mitgliedstaaten, die Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation, die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung und andere einschlägige Interessenträger auf, mehr Solidarität zu zeigen, 
den Markt zu stabilisieren, die Einfuhr und Durchfuhr von russischem Getreide 
einzustellen, wirksame Vorkehrungen zur Überwachung des Transits 



PE756.924v01-00 8/9 RE\1297773DE.docx

DE

landwirtschaftlicher Erzeugnisse aus der Ukraine zu treffen und Maßnahmen zur 
Abmilderung der Auswirkungen auf die europäischen Landwirte zu ergreifen, deren 
berechtigte Proteste und Forderungen auch von Russland zu Zwecken der 
Desinformation ausgenutzt und ins Blickfeld genommen werden;

13. fordert den Europäischen Auswärtigen Dienst auf, eine Kampagne durchzuführen, um 
die Realität des russischen Kolonialismus, Imperialismus und Rassismus im Globalen 
Süden aufzudecken;

14. fordert die Mitgliedstaaten und die internationale Gemeinschaft erneut auf, in enger 
Zusammenarbeit mit der Ukraine dringend einen internationalen Ad-hoc-
Sonderstrafgerichtshof einzurichten, um das Verbrechen der Aggression gegen die 
Ukraine zu untersuchen und strafrechtlich zu verfolgen und die Täter vor Gericht zu 
stellen, wobei den Einschränkungen der bestehenden internationalen Rechtsrahmen, mit 
denen die Einrichtung von Gerichtshöfen und die Beurteilung des Verbrechens der 
Aggression geregelt wird, Rechnung zu tragen ist; fordert die EU und ihre 
Mitgliedstaaten auf, dem Gerichtshof finanzielle, juristische und sonstige notwendige 
Unterstützung zukommen zu lassen, sobald er eingerichtet ist;

15. betont, dass es keine Straffreiheit für das Verbrechen der Aggression geben darf und 
dass diejenigen, die zum Angriffskrieg gegen die Ukraine angestiftet haben und für 
diesen Angriffskrieg verantwortlich sind – der Präsident der Russischen Föderation, 
Wladimir Putin, der Präsident von Belarus, Aljaksandr Lukaschenka, der Außenminister 
der Russischen Föderation, Sergei Lawrow, und der Verteidigungsminister der 
Russischen Föderation, Sergei Schoigu –, aber auch all jene, die an der Planung, 
Vorbereitung, Einleitung oder Durchführung des Krieges gegen die Ukraine beteiligt 
sind, der internationalen Gerichtsbarkeit unterworfen werden sollten und keinen 
Anspruch auf persönliche Immunität haben sollten;

16. verurteilt die Praxis Russlands, alle Maßnahmen zu blockieren, die auf der Ebene der 
Vereinten Nationen erwogen werden, um das Land für den Angriffskrieg gegen die 
Ukraine zur Rechenschaft zu ziehen; fordert alle Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen auf, angesichts der Tatsache, dass die Russische Föderation mit ihrem 
Angriffskrieg gegen die Ukraine massiv gegen die Grundlagen der Charta der Vereinten 
Nationen verstößt, Maßnahmen zu ergreifen, um Russland das Vetorecht im 
Sicherheitsrat zu entziehen und das Land aus den Vereinten Nationen auszuschließen, 
so wie die UdSSR 1939 nach ihrem Überfall auf Polen und Finnland aus dem 
Völkerbund ausgeschlossen wurde;

17. bekräftigt seine feste Überzeugung, dass Russland den Wiederaufbau der Ukraine 
finanzieren sollte, da der Aggressor für seine Kriegsverbrechen bezahlen sollte; fordert 
die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, gemeinsam mit gleich gesinnten Partnern dringend 
ein Rechtsinstrument zu schaffen, das die Einziehung eingefrorener russischer 
Vermögenswerte und Gelder ermöglicht, damit diese für den Wiederaufbau der Ukraine 
verwendet werden können; fordert ebenso, dass ein Mechanismus ins Auge gefasst 
wird, mit dem die Russische Föderation verpflichtet wird, der Ukraine langfristige 
Reparationszahlungen zu leisten;
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18. unterstützt die Idee, eine internationale Marinemission im Schwarzen Meer 
einzurichten, um die Verkehrskorridore in die und aus der Ukraine zu sichern, 
insbesondere für die Ausfuhr von Getreide aus der Ukraine;

19. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Vizepräsidenten der Kommission 
und Hohen Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, dem Rat, der 
Kommission und den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen, dem Europarat, der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte, dem Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen, dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz, dem 
Internationalen Strafgerichtshof, dem Präsidenten, der Regierung und dem Parlament 
der Russischen Föderation und dem Präsidenten, der Regierung und dem Parlament der 
Ukraine zu übermitteln.


